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7 Es ist danach vom Fördergebot des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG gedeckt, behinderten 

Schülern Notenschutz (Anwendung abweichender Bewertungsmaßstäbe oder eine 

geringere Gewichtung nachteilig betroffener Leistungen) zu gewähren, weil sich für sie die 

einheitliche Anwendung des allgemeinen Bewertungsmaßstabs als mittelbare 

Benachteiligung auswirken kann. Zwingend auf einen Anspruch auf Notenschutz führt 

dies indessen nicht, weil die dadurch herbeigeführte Bevorzugung behinderter Schüler 

mit anderen verfassungsrechtlichen Schutzgütern kollidiert. Derartige Bevorzugungen 

sind nach Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG erlaubt, aber nicht ohne weiteres geboten. 

 

13 … Aufgrund dessen ist es grundsätzlich Aufgabe des für die Schulaufsicht 

zuständigen Organs, darüber zu entscheiden, ob und auf welche Weise behinderte 

Schüler durch Notenschutz gefördert werden. 

 

25 … Vielmehr betont das Bundesverfassungsgericht darin die Unterschiede zwischen 

einerseits Nachteilsausgleichen zur Herstellung von Chancengleichheit zwischen 

behinderten und nicht behinderten Schülern (etwa durch Zulassung spezieller 

Arbeitsmittel, die Bereitstellung besonderer Räumlichkeiten oder die Ersetzung 

mündlicher Prüfungsteile durch schriftliche Ausarbeitungen und umgekehrt)  
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und andererseits einem von den allgemeinen Prüfungsanforderungen abweichenden 

Verzicht auf Nachweis oder Benotung von Leistungen wegen behinderungsbedingter 

Einschränkungen (etwa durch den bestimmte Teilleistungen, z. B Rechtschreibung, 

betreffenden Verzicht auf die Vergabe von Noten oder einer Bewertung). 

 

19 Ob überhaupt und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen Teilnehmer 

mit Behinderungen bei Schulabschlussprüfungen abweichende Prüfungsmaßstäbe 

verlangen können, wenn davon das Bestehen abhängt, hat das Bundesverfassungsgericht 

ausdrücklich offengelassen. 


